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Satzung
der Gemeinde Marnheim über die Festsetzung der

Hebesätze für die Realsteuern
ab dem Jahr 2025

(Hebes atzsatzu ng) vom 28.1 1 .2024

Gemäß $ 24 der Gemeindeordnung für Rheinland-Pfalz (GemO) vom 31.01.1994 (GVBI. S.
153) i. V. m. $ 25 des Grundsteuergesetzes (GrStG) vom 07.08.1973 und g 16 des
Gewerbesteuergesetzes (GewStG) in der Fassung vom 15J02A22 (BGBI. S. 4167), in der
jeweils geltenden Fassungen, hat der Gemeinderat in seiner Sitzung am 27.11.2024
folgende Satzung beschlossen:

sl
Erhebungsgrundsatz

Die Gemeinde Marnheim erhebt von dem in ihrem Gebiet liegenden Grundbesitz eine
Grundsteuer nach den Vorschriften des Grundsteuergesetzes und ein Gewerbesteuer nach
den Vorschriften des Gewerbesteuergesetzes.

s2
Hebesätze

Die Gemeinde setzt die folgenden Hebesätze für das Jahr 2025 fest:

für die Grundsteuer
a) für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe (Grundsteuer A) auf 460 v. H
b) für die Grundstücke (Grundsteuer B) auf 600 v. H.

der Steuermessbeträge.

s3
lnkrafüreten

Diese Satzung tritt zum 01.01 .2025 in Kraft. Die Satzung gilt bis zur öffentlichen
Bekanntmachung der Haushaltssatzung oder Nachtragshaushaltssatzung für das
Kalenderjahr 2025.

Die Satzung wird hiermit ausgefertigt.

Marnheim, den 28.11 h
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Es wird auf $ 24 Abs. 6 der Gemeindeordnung hingewiesen:

Satzungen, die unter Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften dieses Gesetzes oder auf Grund dieses
Gesetzes zustande gekommen sind, gelten ein Jahr nach der Bekanntmachung als von Anfang an gültig
zustande gekommen. Dies gilt nicht, wenn

1. die Bestimmungen über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung, die Ausfertigung oder die
Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind, oder

2. vor Ablauf der in Satz 1 genannten Frist die Aufsichtsbehörde den Beschluss beanstandet oder jemand
die Verletzung der Verfahrens- und Formvorschriften gegenüber der Gemeindevenivaltung unter
Bezeichnung des Sachverhaltes, der die Verletzung begründen soll, schriftlich geltend gemacht hat.

Hat jemand eine Verletzung nach Satz 2 Nr. 2 geltend gemacht, so kann auch nach Ablauf der in Satz 1

genannten Frist jedermann diese Verletzung geltend machen.
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Satzung
der Gemeinde Rittersheim über die Festsetzung der

Hebesätze für die Realsteuern
ab dem Jahr 2025

(Hebes atzsatzu ng) vom 29.1 1 .2024

Gemäß $ 24 der Gemeindeordnung für Rheinland-Pfalz (GemO) vom 31 .01 .1994 (GVBI. S.
153) i. V. m. $ 25 des Grundsteuergesetzes (GrStG) vom 07.08 .1973 und $ 16 des
Gewerbesteuergesetzes (GewStG) in der Fassung vom 15.10.2022 (BGBI. S. 4167), in der
jeweils geltenden Fassungen, hat der Gemeinderat in seiner Sitzung am 28.11.2024
folgende Satzung beschlossen:

sl
Erhebungsgrundsatz

Die Gemeinde Rittersheim erhebt von dem in ihrem Gebiet liegenden Grundbesitz eine
Grundsteuer nach den Vorschriften des Grundsteuergesetzes und ein Gewerbesteuer nach
den Vorschriften des Gewerbesteuergesetzes.

s2
Hebesätze

Die Gemeinde setzt die folgenden Hebesätze für das Jahr 2025 fest:

für die Grundsteuer
a) für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe (Grundsteuer A) auf 510 v. H
b) für die Grundstücke (Grundsteuer B) auf 500 v. H.

der Steuermessbeträge

s3
lnkrafttreten

Diese Satzung tritt zum 01.01 .2025 in Kraft. Die Satzung gilt bis zur öffentlichen
Bekanntmachung der Haushaltssatzung oder Nachtragshaushaltssatzung für das
Kalenderjahr 2025.

Die Satzung wird hiermit ausgefertigt.

Rittersheim , den 29.11

/ r,,*z
(Bernhard)
Erster Beigeordneter
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Es wird auf $ 24 Abs. 6 der Gemeindeordnung hingewiesen:

Satzungen, die unter Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften dieses Gesetzes oder auf Grund dieses
Gesetzes zustande gekommen sind, gelten ein Jahr nach der Bekanntmachung als von Anfang an gültig
zustande gekommen. Dies gilt nicht, wenn

1. die Bestimmungen über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung, die Ausfertigung oder die
Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind, oder

2. vor Ablauf der in Satz 1 genannten Frist die Aufsichtsbehörde den Beschluss beanstandet oder jemand

die Verletzung der Verfahrens- und Formvorschriften gegenüber der Gemeindevenrvaltung unter
Bezeichnung des Sachverhaltes, der die Verletzung begründen soll, schriftlich geltend gemacht hat.

Hat jemand eine Verletzung nach Satz 2 Nr. 2 geltend gemacht, so kann auch nach Ablauf der in Satz 1

genannten Frist jedermann diese Verletzung geltend machen.
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Satzung über die Erhebung von Friedhofsgebühren
der Odsgemeinde Dannenfels vom 02.12.2024

Der Gemeinderat hat auf Grund des $ 24 der Gemeindeordnung für Rheinland-Pfalz
(GemO) und der SS 2 Abs. 1, 7 und 8 des Kommunalabgabengesetzes (KAG)folgende
Satzung beschlossen, die hiermit bekannt gemacht wird:

sl
Allgemeines

Für die Benutzung der Einrichtung des Friedhofswesens und ihrer Anlagen werden
Benutzungsgebühren erhoben. Die Gebührensätze ergeben sich aus der Anlage zu
dieser Satzung.

s2
Gebührenschuldner

Gebührenschuldner sind

1 Bei Erstbestattungen die Personen, die nach S I Bestattungsgesetz
verantwortlich sind, und der Antragsteller,

2. bei Umbettungen und Wiederbestattungen der Antragsteller.

s3
Entstehung der Ansprüche und Fälligkeit

(1) Die Gebührenschuld entsteht mit der lnanspruchnahme der Leistungen nach der
Friedhofssatzung, bei antragsabhängigen Leistungen mit der Antragstellung.

(2) Die Gebühren werden innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe des
Gebüh renbescheids fällig.

s4
lnkrafüreten

(1) Diese Satzung tritt am Tage nach lhrer Bekanntmachung in Kraft

(2) Gleichzeitig tritt die Satzung über die Erhebung von Friedhofsgebühren vom
14.05.2018 außer Kraft,

Dan
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693Anlage zur Friedhofsgebührensatzunq

l. Reihengrabstätten

1. Uberlassung einer Reihengrabstätte an Berechtigte nach $ 2 Abs. 2 öer
Friedhofssatzu ng für Verstorbene

ll. Verleihung von Nutzungsrechten an Wahlgrabstätten

1. a) Verleihung des Nutzungsrechts an Berechtigte nach S 2 Abs. 2 der
Friedhofssatzung für

a) Bis zum vollendeten 5. Lebensjahr
b) Vom vollendeten 5. Lebensjahr ab
c) Reihengrab anonymAffiesengrab
d) Urnengrabstätte anonymMiesenurnengrab

aa) eine Einzelgrabstätte
bb) eine Doppelgrabstätte
cc) je weitere Grabstätte
dd) eine U rnengrabstätte

ba) eine Einzelgrabstätte
bb) eine Doppelgrabstätte
bc) je weitere Grabstätte
bd) eine Urnengrabstätte

222,00 €
278,00 C
668,00 €
66'8,00 €

334,00 €
668,00 €
334,00 €
277,00 €

11,13 €
22,27 €
11,13 €
9,23 €

b) Wiederverleihung des Nutzungsrechts nach Buchstabe a) bei späteren
Bestattungen für jedes volle Jahr für

Soweit volle Jahre nicht erreicht werden, bemisst sich die Gebühr nach
dem abgelaufenen Teil des Jahres.

c) Für die Wiederverleihung des Nutzungsrechts nach Ablauf der ersten
Nutzungszeit wird die gleiche Gebühr wie nach a) erhoben.

lll. Ausheben und Schließen der Gräber

a) Die Gebühr für das Ausheben und Schließen der Gräber bemisst sich nach
dem tatsächlichen Aufwand (d.h. laut bestehendem Grabherstellungs-
vertrag). Zu den Gebühren nach Satz 1 wird ein Zuschlag erhoben in Höhe
von

94,00 €

b) Bei einer Beisetzung an einem Samstag wird ein Zuschlag zu den
Gesamtgebühren nach Punkt lll a) (tatsächliche Gebühr inkl. Zuschlag) von
50 Yo berechnet. Dies gilt nicht, wenn der dem Sonntag folgende Werktag ein
gesetzlicher Feiertag ist.

c) Für alle sonstigen Leistungen werden die Selbstkosten berechnet.



694

lV. Ausgraben und Umbetten von Leichen und Urnen

Das Ausgraben und Umbetten von Leichen und Aschen wird durch ein
gewerbliches Unternehmen vorgenommen. Die hierbei entstehenden
Kosten sind von den Gebührenschuldnern als Auslagen zu ersetzen.

V. Benutzung der Leichenhalle

a) Für die Aufbewahrung einer Leiche

b) Für die Aufbewahrung einer Urne

134,00 €

45,00 €

Hinweis auf 6 24 Abs. 6 der Gemeindeordnunq:
,,Satzungen, die unter Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der
Gemeindeordnung zustande gekommen sind, gelten ein Jahr nach der Bekanntmachung
als von Anfang an gültig zustande gekommen,
Dies gilt nicht, wenn

1. die Bestimmungen über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung, die
Ausfertigung oder die Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind, oder

2. vor Ablauf der in Satz 1 genannten Frist die Aufsichtsbehörde den Beschluss
beanstandet oder jemand die Verletzung der Verfahrens- oder
Formvorschriften gegenüber der Gemeindevenryaltung unter Bezeichnung des
Sachverhalts, der die Verletzung begründen soll, schriftlich geltend gemacht
hat."
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BEKANNTMACHUNG

Die 1. Sitzung des Rechnungsprüfungsausschusses der Stadt Kirchheimbolanden in der
Wahlzeit 202412029 findet am

Mittwoch, 11. Dezember 2024, 1 8:00 Uhr

im Ratssaal des Rathauses in Kirchheimbolanden statt.

Tagesordnung:

Nr. Taqesordnunospunkt

1

2

Offentlicher Teil
Wahl einer/eines Aussch ussvorsitzenden

Nicht öffentl icher Teil
Prüfung des Jahresabschlusses 2022

Offentlicher Teil ab 19:15 Uhr
3. Jahresabschluss2022;Prüfung,BekanntgabeundBeschlussempfehlung

IJ
(Dr. Muchow)
Stadtbürgermeister
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Bekanntmachung des Tages der Wahl der Landrätin / des Landrats des Donnersbergkreises

und über die Einreichung von Wahlvorschlägen

Am Sonntag, dem 23. Februar 2025, findet die Wahl der Landrätin / des Landrats des Donnersbergkreises
statt. Eine etwa notwendig werdende Stichwahl wird am Sonntag, dem 09. Mä'z 2025, durchgeführt.

Aufgrund der $$ 16 und 62 des Kommunalwahlgesetzes (l(WG) in Verbindung rnit den gg 23 und 74 der
Kommunalwahlordnung (KWO) fordere ich hiermit zur Einreichung von Wahlvorschlägen für die Wahl der
Landrätin / des Landrats auf.

lt.

Wahlvorschläge können von Parteien im Sinne des Artikels 21 des Grundgesetzes, von Wählergruppen
sowie von Einzelbewerberinnen und Einzelbewerbern eingereicht werden. Parteien und Wählergruppen
können auch eine gemeinsame Bewerberin oder einen gemeinsamen Bewerber in einem gemeinsamen
Wahlvorschlag benennen.

Parteiwahlvorschläge und Wahlvorschläge mitgliedschaftlich organisierter Wählergruppen sind in einer Ver-
sammlung der wahlberechtigten Mitglieder oder Vertreterinnen und Vertreter des Landkreises, Wahlvor-
schläge nicht mitgliedschaftlich organisierter Wählergruppen in einer Versammlung, zu der die Wahlberech-
tigten des Landkreises einzuladen sind, in geheimer Abstimmung aufzustellen. Eine gemeinsame Bewerbe-
rin oder ein gemeinsamer Bewerber kann auch in geheimer Abstimmung einer gemeinsamen Versammlung
Von wahlberechtigten Mitgliedern/Anhängerinnen und AnhängernA/ertreterinnen und Vertretern der beteilig-
ten Parteien und Wählergruppen gewählt werden.

Eine Partei; die unter $ 16 Abs. 4 KWG fällt, muss spätestens am 54. Tag vor der Wahl, das ist am Dienstag,
den 31. Dezember 2024, bis 18:00 Uhr bei dem Landeswahlleiter Rheinland-Pfalz, Mainzer Straße 14-16,
56130 Bad Ems, dieTeilnahme an derWahl anzeigen und ihre Eigenschaftals Partei im Sinne des Partei-
engesetzes nachweisen. Dies entfällt, wenn die entsprechende Bestätigung zur Wahl der derzeitigen Vertre-
tungskörperschaft eingereicht worden war,

Die Wahlvorschläge müssen von einer Mindestzahl von Wahlberechtigten des Wahlgebiets, die den Wahl-
vorschlag unterstützen, unterschrieben sein (Unterstlrtzungsunterschriften), soweit die Wahlvorschlagsträger
nicht nach $ 16 Abs. 3 oder $ 62 Abs. 3 Satz 2 KWG davon befreit sind. Für jede Wahl darf jeweils nur ein
Wahlvorschlag u ntersch rieben werden.

Die Wahlvorschlagsträger sind für die Beibringung einer ausreichenden Zahl gültiger Unterstützungsunter-
schriften ausschließlich selbst verantwortlich. Nach Ablauf der Einreichungsfrist (Abschnitt lV) können Unter-
stützu ngsunterschriften nicht mehr geleistet werden.

ln einem Wahlvorschlag zur Wahl der Landrätin / des Landrats darf nur eine Bewerberin oder ein Bewerber
benannt werden.

Der Wahlvorschlag muss von mindestens 200 wahlberechtigten Personen unterzeichnet sein. Bei Wahlvor-
schlägen von Parteien und Wählergruppen, auf die $ 16 Abs. 3 I(VVG zutrifft, bedarf es keiner Unterstüt-
zungsunterschriften. Das Gleiche gilt, wenn sich der bisherige Landrat als Einzelbewerber bewirbt.

IV

Der vollständig unterzeichnete Wahlvorschlag soll mit den erforderlichen Anlagen möglichst frtjhzeitig bei
dem zuständigen Wahlleiter, Herrn Erster Kreisbeigeordneter Dr. Karl Landfried, Uhlandstraße 2, 672g2
Kirchheimbolanden oder bei der zuständigen Stelle der Kreisverwaltung, Zimmer 308, Uhlandstraße 2,
67292 Kirchheimbolanden, eingereicht werden, Die Einreichungsfrist läuft am 48. Tag vor der Wahl ab, das
ist

am Montag, dem 06. Januar2025, 18:00 Uhr



69"?

V

Vordrucke für Wahlvorschlag, Niederschrift über die Benennung der Bewerberin oder des Bewerbers, Zu-
stimmungserklärung der Bewerberin oder des Bewerbers und Bescheinigung der Wählbarkeit der Bewerbe-
rin oder des Bewerbers sind bei der zuständigen Kreisverwaltung sowie bei dem Kreiswahlleiter gegen Kos-
tenerstattun g erhältlich,

Amtliche Formblätter für die Unterstützungsunterschriften werden auf Anforderung von dem zuständigen
Wahlleiter upd von der zuständigen Kreisverwaltung kostenfrei abgegeben.

Weitere Einzelheiten über die Aufstellung und Einreichung von Wahlvorschlägen sind dem Kommunalwahl-
gesetz und der Kommunalwahlordnung zu entnehmen.

Kirchheimbolanden, den 25. 1 1.2024

gez.

Dr. Karl Landfried
Erster Kreisbeigeordneter zugleich als Kreiswahlleiter für die Wahl der Landrätin / des Landrats des Land-
kreises Donnersbergkeis
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Anlage {

(zu $ 11 a Abs. 2 Satz 1)

Bekanntmachung

des Wahlleiterc zur Eintragung der von der Meldepflicht befreiten wahlberechtigten Staatsangehöri-
gen anderer Mitgliedstaaten der Europäischen Union in das Wählervezeichnis

Am Sopntag, dem 23, Februar 2025, von 8 bis 18 Uhr, findet die Wahlder Landrätin /des Landrats des Don-
nersbergkreises
und
am Sonntag, dem 09. Mär22025, von 8 bis 18 Uhr die etwaige Stichwahlder Landrätin./ des Landrats
statt.

Wahlberechtigte Staatsangehörige anderer Mitgliedstaaten der Europäischen Union, die von der Melde-
pflicht befreit und deshalb in der Gemeinde nicht gemeldet sind und daher auch nicht von Amts wegen in
das Wählerverzeichnis eingetragen werden können, werden hiermit aufgefordert, ihre Eintragung in das
Wählerverzeichnis bis zum 17.01.2025, 12 Uhr, bei der Verbandsgemeindeverwaltung zu beantragen.

Der Antrag soll nach dem Muster der Anlage 1a der Kommunalwahlordnung gestellt werden. Antragsvordru-
cke können Sie bei der Verbandsgemeindeverwaltung erhalten.

Kirchheimbolanden, den 25. 1 1.2024

gez.

Dr. Karl Landfried
Erster Kreisbeigeordneter zugleich als Kreiswahlleiter für die Wahl der Landrätin / des Landrats des Land-
kreises Donnersbergkeis
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Wahl zum21. Deutschen Bundestag

voraussichtlich am 23. Februar 2A25

Bekanntmachung der Kreiswahlleiterin des Wahlkreises 208

zur Aufforderung der Einreichung von Wahlvorschlägen

Die nachfolgende Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen bezieht sich

auf den derzeit noch nicht vom Bundespräsidenten bestätigten Wahltermin einer
vorgezogenen Neuwahl zum 21, Deutschen Bundestag am 23. Februar 2025.

Da der 20. Deutsche Bundestag vom Bundespräsidenten noch nicht aufgelöst und
kein neuer Wahltermin bestimmt wurde und nach $ 52 Abs, 3 BWG vom zuständigen
Bundesministerium des lnnern und frir Heimat nur einen Entwurf einer
Rechtsverordnung zur Verktrrzung der Fristen erlassen hat, haben der Wahttermin
sowie die damit verbundenen Fristen noch keine Verbindlichkeit. Fails es nicht zu
einer vorgezogenen Neuwahl kommen sollte, ergeht eine neue Bekanntmachung mit
den jeweiligen Terminen und Fristen nach deren Festlegung,

Vor diesem Hintergrund und mit Blick die verkürzten Fristen bei einer vorgezogenen
Neuwahl ist zu empfehlen, die notwendigen Schritte zur Einreichung des
Wahlvorschlags schon jetzt, ohne weiteres Zuwarten, einzuleiten.

Nach S 18 Abs. 1 BWG können Kreiswahlvorschläge von Parteien und nach
Maßgabe des S 20 Abs. 3 BWG von Wahlberechtigten (,,andere

Kreiswahlvorschläge") eingereicht werden,

Die Kreiswahlvorschläge sind der zuständigen Kreiswahlleiterin möglichst frühzeitig,
nach aktuell geltender Lage

spätestens am Montag, dem 20. Januar 2025, bis {8 Uhr,

einschließlich der erforderlichen Unterlagen schriftlich einzureichen (S 19

Bundeswahlgesetz IBWGD.

Parteien, die im Deutschen Bundestag oder einem Landtag seit deren letzter Wahl
nicht auf Grund eigener Wahlvorschläge ununterbrochen mit mindestens ftlnf
Abgeordneten vertreten waren, können gemäß S 18 Abs. 2 BWG als solche einen
Wahlvorschlag nur einreichen, wenn sie

spätestens am Montag, dern 07. Januar 2025, {8 Uhr

der

Bundeswahlleiterin

Gustav-Strosemann-Ring 1 I
65189 Wiesbaden
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ihre Beteiligung an der Wahl schriftlich angezeigt haben und der
B undeswa hla usschu ss ihre Parteieigenschaft festgestellt h at.

Die Anzeige mu$s den Namen der Partei enthalten. Die schriftliche Satzung und das
schriftliche Programrn der Partei sowie ein Nachweis
uber die satzungsgemäße Bestellung des Vorstandes sind der Anzeige beizufilgen.
Zudem sollen der Anzeige Nachweise über die Parteieneigenschaft nach $ 2 Abs. 1

Satz 1 des Parteiengesetzes beigeflJgt werden, Die Anzeige muss von mindestens
drei Mitgliedern des Bundesvorstandes, darunter dem Vorsitzenden oder seinem
Stellvedreter, persönlich und handschriftlich unterzeichnet sein, Hat eine Partei
keinen Bundesvorstand, so tritt der Vorstand der jeweils obersten Padeiorganisation
an die Stelle des Bundesvorstandes.

Auf Folgendes wird hingewiesen:

Hat der Bundeswahlausschuss Feststellungen getroffen, die eine Partei oder
Vereinigung an der Einreichung von Wahlvorschlägen hindern, kann diese nach $ 18

Abs. 4 a BWG binnen vier Tage nach der Bekanntgabe durch den Bundeswahlleiter
(S 1B Abs. 4 BWG) Beschwerde beim Bundesverfassungsgericht erheben,

Eine Partei kann in jedem Wahlkreis nur einen Kreiswahlvorschlag einreichen (S 18

Abs. 5 BWG). Der Kreiswahlvorschlag darf nur den Namen eines Bewerbers
enthalten (S 20 Abs. 1 Satz 1 BWG).

ln jedem Kreiswahlvorschlag sollen eine Vertrauensperson und eine stellvertretende
Vertrauensperson bezeichnet werden (S 22 Abs, 1 Satz 1 BWG), die berechtigt sind,
verbindliche Erklärungen zum Wahlvorschlag abzugeben und entgegenzunehmen ($

22 Abs, 2 BWG). Der Wahlvorschlag soll dazu Namen und Anschriften der
Vertrauensperson und der stellvertretenden Vertrauensperson enthalten (S 34 Abs. 1

Satz 3 BWO).

Fehlt diese Bezeichnung, so gilt die Person, die als erste unterzeichnet hat, als
Veftrauensperson, und diejenige, die als zweite unterzeichnet hat, als
stellveilretende Vertrauensperson ($ 22 Abs. 1 Satz 2 BWG).

Anforderungen an die Bewerber

Als Bewerber kann in einem Kreiswahlvorschlag nur vorgeschlagen werden, wer

- nach S 15 BWG wählbar ist,

nicht Mitglied einer anderen Partei ist und in einer Mitgliederversammlung oder in

einer besonderen oder allgemeinen Vertreterversammlung nach S 21 Abs. 1 und
3 BWG in geheimer Abstimmung hierzu gewählt worden ist (gilt nicht für
Einzelbewerber),

seine Zustimmung dazu schriftlich erteilt hat; die Zustimmung ist unwiderruflich
($ 20 Abs. 1 Satz 3 BWG).
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Jeder Bewerber kann nur in einem Wahlkreis und hier nur in einem
Kreiswahlvorschlag benannt werden ($ 20 Abs, 1 Satz 2 BWG).

lnhalt und Form der Kreiswahlvorschläge

Der Kreiswahlvorschlag soll nach dem Muster der Anlage 13 zur BWO eingereicht
werden (S 34 Abs. 1 Satz 1 BWO).

Er muss nach $ 34 BWO

- Familiennamen, die Vornamen, Beruf oder Stand, Geburtsdatum, Gebuüsort und
Anschrift (Hauptwohnung) des Bewerbers,

. den Namen der einreichenden Partei und, sofern sie eine Kurzbezeichnung
verwendet, auch diese, bei anderen Kreiswahlvorschlägen (S 20 Abs. 3 BWG)
deren Kennwort

enthalten,

Kreiswahlvorschläge von Parteien m{Jssen von mindestens drei Mitgliedern des
Vorstandes des Landesverbandes, darunter dem Vorsitzenden oder seinem
Stellvertreter, persönlich und handschriftlich unterzeichnet sein, Hat eine Partei in
einem Land keinen Landesverband oder keine einheitliche Landesorganisation, so
mtissen die Kreiswahlvorschläge von den Vorständen der nächstniedrigen
Gebietsverbände, in deren Bereich der Wahlkreis liegt, gemäß dem vorstehenden
Satz unterzeichnet sein. Die Unterschriften des einreichenden Vorstandes genlrgen,
wenn er innerhalb der Einreichungsfrist nachweist, dass dem Landeswahlleiter eine
schriftliche Vollmacht der anderen beteiligten Vorstände vorliegt (S 34 Abs. 2 BWO).

Bei anderen Kreiswahlvorschlägen haben drei Unterzeichner des Wahlvorschlags
ihre Unterschriften auf dem Kreiswahlvorschlag selbst (Anlage 13 zu $ 34 Abs. 1

BWO) zu leisten (S 34 Abs. 3 BWO).

U nterstützu n gs u ntersc h riften fü r Kreiswah lvo rec h lä ge

Kreiswahlvorschläge von Parteien, die im Deutschen Bundestag oder einem Landtag
seit deren letzter Wahl nicht auf Grund eigener Wahlvorschläge ununterbrochen mit
mindestens ftinf Abgeordneten vertreten waren, sowie andere Kreiswahlvorschläge
(Kreiswahlvorschläge von Wahlberechtigten) müssen von mindestens 200
Wahlberechtigten des Wahlkreises persönlich und handschriftlich unterzeichnet
sein; die Wahlberechtigung muss im Zeitpunkt der Unterzeichnung gegeben sein und
ist bei Einreichung der Kreiswahlvorschläge nachzuweisen ($ 20 Abs. 2 Satz 2
BWG). Das Erfordernis von 200 Unterschriften gilt nicht für Kreiswahlvorschläge von
Pafteien nationaler Minderheiten (S 20 Abs. 2 Satz 4 BWG.

Kreiswahlvorschläge von Parteien diirfen erst nach Aufstellung des Bewerbers durch
eine Mitglieder- oder Vertreterversammlung unterzeichnet werden. Vorher geleistete
Unterschriften sind ungültig.
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Muss ein Kreiswahlvorschlag gemäß $ 20 Abs. 2 Satz 2 BWG von mindestens 200
Wahlberechtigten unterzeichnet sein, so sind die Unterschriften, sofern sie nicht auf
dem Wahlvorschlag selbst zu leisten sind, auf amtlichen Formblättern nach Anlage
14 zur BWO zu erbringen; die Formblätter werden von der Kreiswahlleiterin auf
Anforderung kostenfrei geliefert; sie können auch als Druckvorlage oder elektronisch
bereitgestellt werden ($ 34 Abs, 4 Nr. 1 BWO), Bei der Anforderung sind
Familienname, Vornamen und Anschrift (Hauptwohnung) des vorzuschlagenden
Bewerbers anzugeben. Wird bei der Anforderung nachgewiesen, dass für den
Bewerber im Melderegister eine Auskunftssperre gemäß des $ 51 Abs. 1 des
Bundesmeldegesetzes eingetragen ist, wird eine Erreichbarkeitsanschrift - eine
Postfachangabe genügt nicht - verwendet. Als Bezeichnung des Trägers des
Wahlvorschlags sind außerdem bei Parteien deren Name und, sofern sie eine
Kurzbezeichnung veruenden, auch diese, bei anderen Kreiswahlvorschlägen deren
Kennwort anzugeben. Parteien haben ferner die Aufstellung des Bewerbers in einer
Mitglieder- oder einer besonderen oder allgemeinen Vertreterversammlung nach $ 21

BWG zu bestätigen ($ 34 Abs. 4 Nr. 1 BWO).

Die Wahlberechtigten, die einen Kreiswahlvorschlag untersttrtzen, müssen die
Erklärung auf dem Formblatt persönlich und handschriftlich unterzeichnen; neben der
Unterschrift sind Familienname, Vornamen, Geburtsdatum und Anschrift
(Hauptwohnung) des Unterzeichners sowie der Tag der Unterzeichnung anzugeben
(S 34 Abs. 4 Nr, 2 BWO), Auf die besonderen Nachweise für wahlberechtigte
Personen nach $ 12 Abs. 2 Satz 1 BWG wird verwiesen.

Für jeden Unterzeichner ist gemäß S 34 Abs. 4 Nr. 3 BWO auf dem Formblatt oder
gesondert eine Bescheinigung der Gemeindebehörde, bei der der Unterzeichner im
Wählerverzeichnis eingetragen ist, beizufirgen, dass er im Zeitpunkt der
Unterzeichnung in dem betreffenden Wahlkreis wahlberechtigt ist. Gesondede
Wahlrechtsbescheinigungen sind vom Träger des Wahlvorschlages bei Einreichung
des Kreiswahlvorschlages mit den Unterstijtzungsunterschriften zu verbinden. Wer
für einen anderen eine Bescheinigung des Wahlrechts beantragt, muss nachweisen,
dass der Betretfende den Kreiswahlvorschlag unterstützt.

Die Bescheinigungen des Wahlrechts der Unterzeichner müssen bei der Einreichung
der Kreiswahlvorschläge vorliegen; sie können nach Ende der Einreichungsfrist
grundsätzlich nicht nachgereicht werden ($ 25 Abs. 2, Satz 2 Nr. 2 BWG). Ein
Wahlberechtigter darf nur einen Kreiswahlvorschlag unterzeichnen; hat jemand

rnehrere Kreiswahlvorschläge unterzeichnet, so ist seine Unterschrift auf allen
weiteren Kreiswahlvorschlägen ungültig (S 34 Abs. 4 Nr. 4 BWO).

Den Wahlvorschlagsträgern wird empfohlen, liber die gesetzlich gefordede
Mindestzahl hinaus vorsorglich weitere Unterschriften für den Fall vorzulegen, dass
nicht alle Unterschriften als gültig anerkannt werden können.
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Anlagen zum Kreiswahlvorschlag

Dem Kreiswahlvorschlag sind gemäß $ 34 Abs. 5 BWO beizufügen

- die Erklärung des vorgeschlagenen Bewerbers nach dem Muster der Anlage 15

zur BWO, dass er seiner Aufstellung zustimmt und für keinen anderen Wahlkreis
seine Zustimmung zur Benennung als Bewerber gegeben hat,

" eine Bescheinigung der zuständigen Gemeindebehörde nach dem Muster der
Anlage 16 zur BWO, dass der vorgeschlagene Bewerber wählbar ist,

" bei Kreiswahlvorschlägen von Parteien eine Ausfertigung der Niederschrift über
die Beschlussfassung der Mitglieder- oder Vertreterversammlung, in der der
Bewerber aufgestellt worden ist, im Falle eines Einspruchs nach $ 21 Abs, 4
BWG auch eine Ausfertigung der Niederschrift Lrber die wiederholte Abstimmung,
mit den nach $ 21 Abs.6 Satz 2 BWG vorgeschriebenen Versicherungen an
Eides statt; die Niederschrift soll nach dem Muster der Anlage 17 zur BWO
gefertigt, die Versicherung an Eides statt nach dem Muster der Anlage 18 zur
BWO abgegeben werden.

- eine Versicherung an Eides statt des vorgeschlagenen Bewerbers gegenüber der
Kreiswahlleiterin nach dem Muster der Anlage 15, dass er nicht Mitglied einer
anderen als der den Wahlvorschlag einreichenden Partei ist.

Bei Kreiswahlvorschlägen von Parteien, die im Deutschen Bundestag oder einem
Landtag seit deren letzter \Nahl nicht auf Grund eigener Wahlvorschläge
ununterbrochen mii mindestens firnf Abgeordneten vertreten waren, und
Kreiswahlvorschlägen von Wahlberechtigten (andere Kreiswahlvorschläge) ist
außerdem beizufügen

- die efforderliche Mindestzahl an Unterstützungsunterschriften nebst
Bescheinigungen des Wahlrechts der Unterzeichner.

Vordrucke zur Einreichung von Kreiswahlvorschlägen

Die zur Einreichung von Kreiswahlvorschlägen erforderlichen Vordrucke können bei
der Kreiswahlleiterin angefordeft werden.

Beschwerde, Rlicknahme, Anderung

Weist der Kreiswahlausschuss einen Kreiswahlvorschlag zurück, so kann binnen drei
Tagen, nach derzeitiger Lage spätestens am 27. Januar 2A25, nach der
Bekanntgabe der Entscheidung Beschwerde an den Landeswahlausschuss eingelegt
werden.

Ein Kreiswahlvorschlag kann nur durch eine gemelnsame Erklärung der
Vedrauensperson und ihrer Stellvedretung zurückgenommen werden, solange nicht
tiber seine Zulassung entschieden wurde. Ein von mindestens 200 wahlberechtigten
Personen unterzeichneter Kreiswahlvorschlag kann auch von der Mehrheit der
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Unterzeichner durch eine von ihnen persönlich und handschriftlich vollzogene

Erklärung zurückgenommen werden (S 23 BWG).

Nach Ablauf der Einreichungsfrist, derzeit am 20. Januar 2025, 18 Uhr, kann ein

Wahlkreisvorschlag nur durch gemeinsame schriftliche Erklärung der

Vertrauensperson und ihrer Stellvertretung bis zur Zulassungsentscheidung geändert

werden, wenn der Bewerber stirbt oder die Wählbarkeit verliert (S 24 BWG).

Gesetzliche Grundlagen

Gesetzliche Grundlagen fur die Durchfirhrung der Wahl zum 21. Deutschen

Bundestag sind derzeit:

Bundeswahlgesetz (BWG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. Juli

1993 (BGBI. I S, 1288,1594), zuletzt geändert durch Artikel 1 des 27. Gesetzes

zurAnderung des Bundeswahlgesetzes vorn 07.03.2024 (BGBI. 20241 Nr. 91)

Bundeswahlordnung (BWO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 19, 04.

2OO2 (BGBI I S, 1376), zuletzt geändert durch Artikel 10 der 11,

Anpassungsverordnung vom 19,06.2A20 (BGBI. I S' 1328)

Anderungen der rechtlichen Grundlagen a) der vorstehenden Bekanntmachung
werden nach ihrem lnkrafttreten unverzüglich bekannt gemacht.

Anschriften des Landeswahlleiters, des Bundeswahlleiters und der
Kreiswahlleiterin

Die Anechrift des Landeswahlleiters lautet:

Telefon-Nr. : 02603 7 1 -2000 o, 7 1-2380
Telefax-Nr. : 02603 7 1-4130
E-Mail: wahlen@statistik. rlp,de
I nte rnetad resse : www,wahlen. rlp.de

Die Anschrift der Bundeswahlleltsrin lautet:

Landeswa h lleiter Rheinland -Pfalz
Mainzer Straße 14-16
56130 Bad Ems

Bundeswahlleiterin
Statistisches Bundesamt
Gustav-Stresemann-Ring 1 1

65189 Wiesbaden

Telefon-Nr.: 061175-1
Telefax-Nr. : 061 1 72-400
E-Mail: post@b undeswah lleiterin.de
lnternetadresse:
www.bundeswah lleiterin.de
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Stadtve nrualtu n g Kaiserslautern
- Kreiswahlleiterin '
Willy-Brandt-Platz 1

87657 Kaiserslautern

28.1

Beate

Oberbtirgermeisterin und Kreiswahlleiterin

Telefon-Nr.: 0631 365-1 125
Telefax-Nr.: 0631 365-1 1 04
E-Mail: wahlen@kaiserslautern,de
lnternetadresse: wvrnnr. kaiserslautern.de

Kai

f*'
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Abmersrwr*veöend

Bekanntmachung

Der Prüfungsbericht des Rechnungs- und Gemeindeprüfungsamtes der
Kreisverwaltung Alzey-Worms wurde am 20.11.2024 der
Verbandsversammlung, des Abwasserzweckverbandes Mittleres
Pfrimmtal, vorgestellt. Der Prüfungsbericht von 2017-2024liegt in der Zeit
von 09. 12.2024-17.12.2A24 während der allgemeinen Öffnungszeiten bei
den Verbandsgemeinden Monsheim, Kirchheimbolanden und Göllheim,
zur öffentlichen Einsicht aus.

gez.
Steffen Antweiler


